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BESCHÄFTIGUNGSPOLITIK

J o a c h i m  W e i m a n n

Ein Konzept zur flexiblen 
Arbeitszeitverkürzung

Die Beschäftigungswiri<ungen verschiedener Formen der Arbeitszeitverkürzung 
sind nach wie vor umstritten. Dr Joachim Weimann stellt ein Konzept vor, das darauf abzielt, 
Flexibilität der Arbeitszeitgestaltung auf Unternehmensebene mit spürbaren Auswirkungen 

der Arbeitszeitverkürzung auf den Arbeitsmarkt zu verbinden.

Oskar Lafontaine hat mit seinem Vorschlag, Arbeits­
zeitverkürzungen auch ohne Lohnausgleich 

durchzuführen, zw/eifellos für Furore gesorgt. Die seit 
Jahren festgefahrene Diskussion um Arbeitszeitverkür­
zungen als Mittel zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
ist durch ihn wieder in Bewegung gekommen, und zwar 
in eine Richtung, die auf den lange tabuisierten Kern 
des Problems zielt: Eine Verringerung der Wochenar­
beitszeit, die allein aus Produktivitätszuwächsen finan­
ziert wird, kann keine spürbaren Arbeitsmarkteffekte ha­
ben, denn die gestiegene Produktivität ersetzt die weni­
ger geleistete Arbeit. Wollte man durch Arbeitszeitver­
kürzungen Neueinstellungen erzwingen, müßten diese 
über den Produktivitätszuwachs hinausgehen -  aber 
wer soll das bezahlen?

Lafontaine hat nur ausgesprochen, was im Grunde je­
der Gewerkschaftsfunktionär weiß: Die Arbeitnehmer­
seite hat nicht die geringste Chance, die Unternehmen 
dazu zu bringen, daß sie massiv verkürzte Arbeitszeiten 
aus Gewinnen finanzieren. Wenn die Gewerkschaften 
die Arbeitslosigkeit durch Arbeitszeitverkürzung beseiti­
gen wollen, dann müssen sie die Zeche zahlen. Man 
mag darüber lamentieren, mag beklagen, daß damit Op­
fer einseitig aufgebürdet würden; das ändert jedoch 
nichts daran, daß die Verhältnisse einen anderen Weg 
nicht zulassen.

Die Wiederbelebung der Diskussion bietet zugleich 
die Möglichkeit, mit einem gewissen Abstand, jenseits
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der Tagesaktualität grundsätzlich über Instrumente der 
Arbeitszeitpolitik nachzudenken. Ein solches Nachden­
ken ist notwendig, denn selbst wenn die Gewerkschaf­
ten zum Lohnverzicht bereit sein sollten, wären damit 
längst nicht alle Probleme gelöst, bliebe Arbeitszeitver­
kürzung mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden:

□  Die Arbeitgeber werden weder in der Lage noch wil­
lens sein, eine Garantie auf neue Arbeitsplätze zu ge­
ben. Verzichten die Gewerkschaften auf Lohnanteile, er­
halten sie dafür keine handfeste Gegenleistung, son­
dern setzen sich der Gefahr aus, daß die geringere Ar­
beitszeit durch erhöhte Anforderungen an die Beschäf­
tigten ausgeglichen wird: Die gleiche Arbeitsleistung 
müßte von den gleichen Arbeitnehmern in kürzerer Zeit 
zu einem geringeren Lohn erbracht werden. Um einen 
solchen Effekt auszuschließen, müßten Lohnverzicht 
und Neueinstellungen auf betrieblicher Ebene ausge­
handelt werden. An die Stelle des Tarifvertrages träten 
Hausverträge. Das aber wäre das Ende der Industriege­
werkschaften, denn das Prinzip „divide et impera“ gilt 
auch im Verteilungskampf zwischen Arbeit und Kapital.

□  Arbeitszeitverkürzung ist auch bei Lohnverzicht in 
vielen Unternehmensbereichen kaum durchsetzbar. 
Insbesondere in den Entwicklungs-, Marketing- und Ver­
triebsabteilungen läßt sich die Arbeit nicht einfach auf 
mehrere Schultern verteilen. In diesen Bereichen 
zwingt der verschärfte Wettbewerb zu immer höheren 
Arbeitsleistungen des einzelnen. Eine pauschale Ver­
kürzung der Wochenarbeitszeit hätte hier Produktivitäts­
einschränkungen zur Folge, die durch Neueinstellun­
gen nicht aufgefangen werden könnten.

□  Das vermutlich gravierendste Problem einer tarifver­
traglich vereinbarten pauschalen Arbeitszeitverkürzung
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ist m itlel- bis langfristiger Natur und resultiert aus der de­

m ographischen Entwicklung. Voraussichtlich M itte der 

90er Jahre wird auf dem Arbeitsm arkt eine Trendwende 

eintreten. Der Anteil der Erwerbspersonen und dam it 

das Arbeitskräftepotentia l wird aufgrund der niedrigen 

G eburtenrate drastisch zurückgehen. Die Vorstellung, 

daß langfristig nicht Arbeitslosigkeit, sondern A rbe its­

kräftem angel zum  ökonom ischen Problem  wird, ist kei­

neswegs abwegig. Es könnte sein, daß wir in Zukunft 

eine Verlängerung der individuellen Arbeitszeit brau­

chen, keine Verkürzung, um z. B. die mit der Ü bera lte­

rung einhergehenden Problem e der A ltersversorgung 

lösen zu können. Wenn heute Arbeitszeit verkürzt wird, 

so muß dabei sichergestellt sein, daß dieser Prozeß um ­

kehrbar ist. Die Option auf eine spätere Arbeitszeitver­

längerung muß gewahrt werden. Tarifverträge nach al­

tem M uster sind dazu denkbar ungeeignet. Bei verbes­

serter Arbeitsm arktlage -  die infolge der dem ograph i­

schen Entw icklung zwangsläufig eintreten wird -  ver­

bessert sich auch die Position der G ewerkschaften bei 

Tarifverhandlungen. Der Lohnverzicht, mit dem  heute 

eine Arbeitszeitverkürzung erkauft werden müßte, 

würde unter diesen Bedingungen langfristig ausgegli­

chen, und für die Beschäftigten des Jahres 2000 käme 

unter dem Strich eine tarifvertrag lich abgesicherte Frei­

zeitverlängerung heraus. Es wäre eine verhängnisvolle 

Illusion, anzunehm en, daß ein solcher Besitzstand ohne 

weiteres w ieder aufzuheben ist -  erst recht vor dem H in­

tergrund der starken Verhandlungsposition, in der sich 

die Beschäftigten dann befinden werden.

Das Konzept

Die genannten Problem e dürften deutlich machen, 

daß Arbeitszeitverkürzung nicht so einfach ist, w ie es 

auf den ersten Blick scheint. Dennoch ist es sinnvoll und 

notwendig, je tzt die Arbeitszeit zu verkürzen, denn es ist 

weit und breit kein anderer Weg in Sicht, auf dem die
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Massenarbeitslosigkeit beseitigt werden könnte. Ein­
fach darauf zu warten, daß sich das Problem durch die 
demographische Entwicklung von selbst löst, wäre un- 
veranwortlich, denn das würde bedeuten, daß wir wei­
tere 10 bis 15 Jahre mit mehr als zwei Millionen Arbeits­
losen leben müßten. Gefragt sind Lösungen, die einer­
seits Arbeitsplätze schaffen, andererseits aber den Un­
ternehmen die Möglichkeit eröffnen, sich flexibel auf ver­
änderte Bedingungen einzustellen, und die außerdem 
den Status der Gewerkschaften als Gegenmacht zu den 
Unternehmen nicht antasten.

Eine solche Lösung könnte das Konzept sein, das be­
reits 1984 von Ökonomen der Universität Dortmund un­
ter Leitung von W. F. Richter entwickelt und publiziert 
wurde’. Im Kern besteht dieses Konzept aus einer pro­
gressiven Gestaltung des Lohntarifes bei gleichzeitiger 
Flexibilisierung der Arbeitszeit. Die Progressivität des 
Tarifs kommt dabei dadurch zustande, daß die teizien Ar­
beitsstunden höher entlohnt werden und dadurch ge­
wissermaßen den Charakter von Überstunden erhalten. 
Die Flexibilisierung der Arbeitszeit besteht darin, daß 
diese verteuerten Arbeitsstunden zur Disposition ste­
hen, d. h. auf betrieblicher Ebene entschieden wird, ob 
sie abgeleistet werden oder nicht. Um die Funktions­
weise und die Vorteile dieses Konzepts zu verdeutli­
chen, sei ein Beispiel dargestellt, bei dem es zur Arbeits­
zeitverkürzung ohne Lohnausgleich kommen kann.

Unterstellen wir, bei Tarifverhandlungen stünde ein 
Produktivitätszuwachs von 4%  zur Verteilung an. Bei 
herkömmlichen Tarifvereinbarungen lautet die Alterna­
tive: Entweder 4%  mehr Lohn oder 4 % weniger Arbeits­
zeit, wobei natürlich Aufteilungen zwischen den beiden 
Verwendungsmöglichkeiten die Regel sind (etwas mehr 
Geld, etwas weniger Arbeit). Das Dortmunder Konzept 
könnte in einem solchen Fall dagegen zu folgender Re­
gelung führen: Die 4%  Lohnzuwachs werden nicht auf 
die gesamten 40 Arbeitsstunden verteilt, sondern bei­
spielsweise auf die letzten fünf Stunden aufgeschlagen, 
d. h., diese fünf Stunden würden mit einem um 32 % hö­
heren Stundenlohn vergütet. Die Arbeitszeit kann nun 
auf Betriebsebene zwischen 35 und 40 Stunden festge­
legt werden.

Für die Unternehmen entsteht auf diese Art und 
Weise ein überaus starker Anreiz, überall dort Arbeits­
zeit zu verkürzen, wo dies möglich ist, um den überpro­
portionalen Kostenanstieg der letzten Arbeitsstunden 
zu vermeiden. Die flexible Anpassung an einen progres­
siven Tarif macht Neueinstellungen bei verkürzter Ar­
beitszeit zu einer kostensenkenden Maßnahme, d. h..

'B .  B a r t h o l o m e .  W. F. R i c h t e r ,  J. W e i m a n n :  Aus der 
Not der Kosten eine Tugend machen, in; Handelsblatt 11/12. 5.1984,

die Unternehmen haben ein Interesse daran, möglichst 
viele Menschen bei möglichst geringer Arbeitszeit zu 
beschäftigen. Dieses Interesse gibt den Gewerkschaf­
ten die Gewißheit, daß der Lohnverzicht, den sie da­
durch üben, daß sie den Produktivitätszuwachs nichtais 
Lohnausgleich verwenden, auch tatsächlich Neuein­
stellungen zur Folge hat.

Vorteile

Die wesentlichen Vorteile dieses Konzepts liegen in 
der hohen Flexibilität, mit der es gehandhabt werden 
kann. Je nachdem, wie der Tarif gestaltet wird, kann so­
wohl voller Lohnausgleich als auch vollkommener Lohn­
verzicht realisiert werden. Ist der Tarif ausgehandelt, 
kann die konkrete Gestaltung von Arbeitszeit und Ent­
lohnung nicht nur den Bedingungen jedes einzelnen Un­
ternehmens, sondern sogar jeder einzelnen Unterneh­
mensabteilung angepaßt werden. Trotz dieser unterneh­
mensbezogenen Tarifpolitik verlieren die gewerkschaft­
lichen Dachverbände weder an Funktion noch an 
Macht. Sie sind es weiterhin, die mit den Arbeitgebern 
am Verhandlungstisch sitzen und den Tarif aushandeln. 
Die Detailvereinbarungen auf Betriebsebene haben aus 
gewerkschaftlicher Sicht darüber hinaus den Vorteil, 
daß Lohnverzicht nur dort geleistet werden muß, wo im 
Gegenzug tatsächlich neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden. Natürlich wüchse damit den Betriebsräten vor 
Ört eine ganz neue Verantwortung zu; aber wäre daran 
etwas Schlechtes?

Auch vor dem Hintergrund sich wandelnder Bedin­
gungen am Arbeitsmarkt weist das Dortmunder Kon­
zept die wünschenswerte Flexibilität auf. Durch relative 
Verteuerung der ersien Arbeitsstunden kann die Anreiz­
wirkung mühelos umgekehrt werden. Aber selbst ohne 
eine solche Umgestaltung des Tarifs wäre eine Anpas­
sung möglich: Die Option auf längere Arbeitszeiten 
bleibt ja erhalten, und zwar vor dem Hintergrund starker 
Anreize für die Beschäftigten, denen zusätzliche Ar­
beitsstunden dann überproportional höher vergütet wür­
den.

Das Instrument progressiver Tarife eröffnet damit die 
Möglichkeit, die starre Festlegung von Wochenarbeits­
zeiten durch ein veränderbares Anreizsystem zu erset­
zen, das eine Feinsteuerung der Arbeitszeiteffekte er­
laubt. Mit der Anwendung dieses Instrumentes ist dabei 
keine verteilungspolitische Vorentscheidung getroffen, 
es ist offen für Lohnverzicht und Lohnausgleich. Viel­
leicht ist nach Oskar Lafontaines Vorstoß die Zeit ge­
kommen, darüber nachzudenken, ob nicht Teile dieses 
Konzepts in praktische Tarifpolitik umgesetzt werden 
können.
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